
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

II ZR 41/87 URTEIL Verkündet am:
21. September 1987 
Spengler, 
Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

vertreten durch den Präsidenten William A. S4BBMBB/ 
0 L M H i  Plaza, S B  b B B H B P  NSSMMBr S H }  r usa,

2 .

3 .

Beklagten und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. ■ ■ §  -

gegen
1. Anja VSBBIIM, A M w e g B ,
2. Dipl.-Ing. und Dipl.-Wirtsch.-Ing. Wolfgang

SSIMHB, AflH Str. BP, W|
Kläger und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwältin SflBHfl) als
Abwickler der Kanzlei von 
Rechtsanwalt Dr.

WI
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 21. September 1987 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Kellermann und die Richter 
Bundschuh, Brandes, Röhricht und Dr. Henze

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 
6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 30. Dezember 1986 wird 
auf Kosten der Beklagten zu 1 zurück­
gewiesen .

Von Rechts wegen



Tatbestand

Die Kläger verlangen jetzt nur noch von der Beklagten 
zu 1 (künftig Beklagte), einer US-amerikanischen Brokerge­
sellschaft mit Sitz in NfllHI, einen Teil der zur Durch­
führung von Warentermingeschäften an die Beklagte bezahl­
ten Geldbeträge aus dem rechtlichen Gesichtspunkt der 
ungerechtfertigten Bereicherung zurück.

Die Klägerin schloß am 18. und der Kläger am 
22. Januar 1982 mit dem Agenten Wolf je einen
Beratungsvertrag für ein Warentermin-Einzelkonto ab. Nach 
dem Inhalt des Beratungsvertrages sollte dieses Konto bei 
der Beklagten geführt werden. Tatsächlich wurden die Wa­
rentermingeschäfte, die die Kläger durchzuführen wünsch­
ten, beim LflHB-Konzern damals von der M M M

Inc. abgewickelt. Deshalb wurden die 
sogenannten Warenkonten für die Warentermingeschäfte der 
Kläger bei diesem Unternehmen eingerichtet, während bei 
der Beklagten für die Kläger Wertpapierkonten (Security 
Account) geführt wurden. Die Vertragsbeziehungen der Klä­
ger mit der Beklagten wurden in sogenannten Customer 
Agreements, diejenigen mit der M H Ü
Inc. in Commodity Account Agreements geregelt, die u.a. 
eine Rechtswahlklausel zugunsten des in NflHHHI geltenden 
Rechts und die Vereinbarung eines US-amerikanischen 
Schiedsgerichts enthalten.
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Die Klägerin zahlte 50.000 und der Kläger mindestens 
43.417,71 US-Dollar auf die Konten bei der Beklagten ein. 
Von dort wurden Geldbeträge nach der Weisung des Agenten 

auf die Warenkonten bei der CflBV-
S H f e  Inc. umgebucht. Bei Beendigung der Geschäftsbezie­
hungen betrug der Verlust der Klägerin 14.270,71 und der 
des Klägers mindestens 20.496,61 US-Dollar. Davon machen 
die Kläger einen Teilbetrag von je 6.000 DM nebst Zinsen 
geltend.

Die Beklagten haben sich im ersten Rechtszuge darauf 
berufen, sie seien nicht die richtigen Anspruchsgegner, 
weil die Warentermingeschäfte nur über die M H H  LflHP 

Inc. abgewickelt worden seien. Hilfsweise hat 
die Beklagte die internationale und örtliche Zuständigkeit 
des Landgerichts Düsseldorf gerügt, weil sie dort keinen 
Gerichtsstand habe. Außerdem hat sie ebenfalls hilfsweise 
die Einrede des Schiedsvertrages erhoben mit der Behaup­
tung, der zwischen den Klägern und der
C f l B M H I  Inc. abgeschlossene Schiedsvertrag gelte auch 
zu ihren Gunsten.

Das Landgericht hat die Klage als unbegründet abge­
wiesen, weil die Warentermingeschäfte nicht mit der Be­
klagten abgeschlossen worden seien. In der Berufungsin­
stanz hat sich die Beklagte in erster Linie auf die 
fehlende internationale und örtliche Zuständigkeit und die 
Einrede des Schiedsvertrages berufen. Das Berufungsgericht 
hat die Beklagte zu 1 verurteilt, an die Kläger je
6.000 DM nebst Zinsen zu bezahlen. Mit der zugelassenen
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Revision, deren Zurückweisung die Kläger beantragen, ver­
folgt die Beklagte den Antrag auf Abweisung der Klage wei­
ter .

Entscheidunqsqründe

Die Revision hat keinen Erfolg.

I. Das Berufungsgericht hat u.a. ausgeführt, die inter­
nationale und örtliche Zuständigkeit des Landgerichts 
Düsseldorf sei gemäß § 39 ZPO gegeben, weil die Beklagte 
im ersten Rechtszuge zur Hauptsache mündlich verhandelt 
habe, ohne die Unzuständigkeit zu rügen. Dadurch, daß die 
Beklagte im ersten Rechtszuge die fehlende Passivlegiti­
mation in den Vordergrund gestellt und die Zuständigkeits­
rüge nur hilfsweise erhoben habe, habe sie zum Ausdruck 
gebracht, daß sie ein der Rechtskraft fähiges Sachurteil 
der Abweisung der Klage als unzulässig vorziehe. Aus die­
sem Grunde sei das Berufungsgericht an die von der Beklag­
ten vorgegebene Reihenfolge der Prüfung gebunden gewesen, 
obwohl eine Staffelung in dieser Form rechtlich nicht mög­
lich sei. Aus dem gleichen Grunde könne die Beklagte auch 
die Einrede des Schiedsvertrages nicht mehr erheben. Auch 
sie müsse grundsätzlich vor der Verhandlung zur Hauptsache 
geltend gemacht werden.

II. Das Berufungsgericht hat die Revision nur in be­
schränktem Umfang zugelassen. Zwar enthält die Urteilsfor-
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mel keinen die dort ausgesprochene Zulassung beschränken­
den Zusatz. Nach allgemeiner Meinung kann die Beschränkung 
aber auch in den Entscheidungsgründen geschehen. Sie muß 
sich dann allerdings klar und eindeutig aus den Gründen 
ergeben (BGH, Urt. v. 26.3.1986 - VIII ZR 85/85, WM 1986, 
712). Dies ist hier der Fall. Denn das Berufungsgericht 
hat ausgeführt, die Revision werde zugelassen, weil die 
Frage, ob eine rügelose Einlassung im Sinne von § 39 ZPO 
darin liegen könne, daß die Zuständigkeitsrüge ausdrück­
lich nur hilfsweise für den Fall der Bejahung der Passiv­
legitimation erhoben wird, von grundsätzlicher Bedeutung 
sei. Hieraus ergibt sich zweifelsfrei, daß das Berufungs­
gericht nicht eine unverbindliche Erläuterung seiner Grün­
de für die Zulassung der Revision gegeben hat, sondern daß 
es allein diese Frage der revisionsrechtlichen Überprüfung 
zuführen wollte. Davon geht auch die Revision aus.

Der Revision ist auch darin zu folgen, daß die Be­
schränkung der RevisionsZulassung nur mit der Maßgabe 
wirksam ist, daß außer der Frage der internationalen Zu­
ständigkeit des Landgerichts Düsseldorf gegebenenfalls 
auch die weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen zu prüfen 
sind. Das Rechtsmittel der Revision kann auf solche Teile 
des Streitstoffs beschränkt werden, über die das Be­
rufungsgericht durch Zwischenurteil hätte gesondert 
entscheiden dürfen. Diese Möglichkeit besteht hinsichtlich 
der Zulässigkeit der Klage insgesamt (§ 280 Abs. 2 
Satz 1 ZPO), nicht aber nur wegen einer einzelnen Zu­
lässigkeitsvoraussetzung (vgl. BGH, Urt. v. 23.2.1983 
- IV b ZR 359/81, NJW 1983, 2084).
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III. 1. Es braucht nicht entschieden zu werden, ob die 
Ansicht des Berufungsgerichts, das Landgericht Düsseldorf 
sei durch rügelose Einlassung der Beklagten zur Hauptsache 
gemäß § 39 ZPO international zuständig geworden, den An­
griffen der Revision standhalten würde. Entgegen der An­
sicht des Berufungsgerichts ist diese Frage nicht ent­
scheidungserheblich, weil sich die internationale und ört­
liche Zuständigkeit des Landgerichts Düsseldorf aus 
§ 23 ZPO ergibt. Nach dieser Vorschrift ist für Klagen 
wegen vermögensrechtlicher Ansprüche gegen eine Person, 
die im Inland keinen Wohnsitz hat, das Gericht zuständig, 
in dessen Bezirk sich Vermögen derselben befindet.

Die Rechtsauffassung des Berufungsgerichts, die Klä­
ger hätten nicht substantiiert dargetan, daß die Beklagte 
im Inland Vermögen besitze, ist unzutreffend. Der Kläger 
hat im Schriftsatz vom 22. Mai 1986 unter Beweisantritt 
vorgetragen, die Beklagte unterhalte bei der

Bank in D f H I H H i  unter der Kontonummer 
permanent ein Guthaben in der Größenordnung von mindestens
100.000 DM. Außerdem unterhalte die Beklagte bei sämtli­
chen Niederlassungen deutscher Großbanken in 
bei der ank, der D M H I  Bank und der D|
Bank im Rahmen der von ihr abgewickelten Investment- 
Geschäfte Konten, die jeweils mindestens ein Guthaben von
100.000 DM auswiesen. Diesen Vortrag hat sich die Klägerin 
zu eigen gemacht (Schriftsatz vom 2.6.1986). Dazu hat die 
Beklagte im Schriftsatz vom 16. Juni 1986 lediglich aus­
geführt, sie werde zu diesem Vorbringen gegebenenfalls 
noch Stellung nehmen. Eine weitere Erklärung hat sie
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nicht abgegeben. Die Beklagte hat somit den Sachvortrag 
der Kläger nicht bestritten. Er ist deshalb gemäß § 138 
Abs. 3 ZPO als zugestanden anzusehen. Den Behauptungen der 
Kläger könnte nicht entgegengesetzt werden, sie seien aus 
der Luft gegriffen. Aus den bei den Akten befindlichen 
Scheckeinreichungsbestätigungen der A B B H B  
Bank GmbH ergibt sich, daß die Beklagte bei dieser Bank 
unter der von den Klägern angegebenen Kontonummer ein 
Girokonto unterhält. Dem Senat ist aus dem Rechtsstreit 
M S B B i  Ut/B gegen M B B B  (II ZR 124/86) bekannt, daß 
die Beklagte in F B H B H M  Bankguthaben unterhält und sich 
deswegen nicht gegen die Zulässigkeit der gegen sie ge­
richteten Klage gewandt hat. Die Beklagte hätte deshalb 
den Vortrag der Kläger nur durch eine substantiierte Er­
klärung wirksam bestreiten können.

Nach § 23 Satz 2 ZPO gilt bei Forderungen als der 
Ort, wo das Vermögen sich befindet, der Wohnsitz des 
Schuldners. Bei Forderungen gegen Banken aus Bankguthaben 
ist der Sitz der Bank maßgeblich. Die Kläger haben nicht 
ausdrücklich behauptet, daß die erwähnten Banken ihren 
Sitz in dB H B  haben. Dies ist jedoch unschädlich, da 
es für den Senat gerichtsbekannt ist, daß jedenfalls die 
CBBHBbank dort ihren Gesellschaftssitz hat.

Damit sind sämtliche Voraussetzungen für die interna­
tionale und örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Düs­
seldorf gegeben. Der Ausschluß des Gerichtsstandes des
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Vermögens durch Art. 3 Abs. 2 EGÜbK greift hier nicht ein, 
weil die Beklagte ihren Sitz nicht in einem Vertragsstaat 
des Brüsseler Übereinkommens hat. In diesem Falle bestimmt 
sich gemäß Art. 4 Abs. 1 EGÜbK die Zuständigkeit der Ge­
richte in jedem Vertragsstaat nach seinen eigenen Geset­
zen. Danach bleibt § 23 ZPO für Klagen gegen die Beklagte 
anwendbar.

2. Auch die Entscheidung über die Zulässigkeit der 
Einrede des Schiedsvertrages hängt nicht davon ab, ob sie 
rechtzeitig vorgebracht worden ist. Selbst wenn man dies 
unterstellt, könnte sich die Beklagte auf sie nicht beru­
fen, weil die Schiedsabrede nach deutschem Börsenrecht un­
verbindlich und deshalb unwirksam ist.

Das Berufungsgericht geht ohne Rechtsfehler davon 
aus, daß es sich bei den Geschäftsbesorgungsverträgen zwi­
schen der Beklagten und den Klägern um Nebengeschäfte zu 
erlaubten, inoffiziellen ausländischen Börsenterminge­
schäften gehandelt hat, die gemäß §§ 61, 60, 53 BörsG un­
verbindlich sind, weil die Kläger unstreitig nicht börsen­
termingeschäftsfähig im Sinne von § 53 BörsG sind. Der 
Senat hat in seinem auch die Beklagte betreffenden Urteil 
vom 15. Juni 1987 (II ZR 124/86) dargelegt, daß die Ver­
einbarung eines Schiedsgerichts, das den Ter­
mineinwand wegen der vereinbarten Geltung N f l H i  
Rechts nicht beachten würde, für solche Geschäfte un­
wirksam ist und die Einrede des Schiedsvertrages nicht 
zu begründen vermag.
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Nach allem ist das Berufungsgericht mit Recht von der 
Zulässigkeit der Klage ausgegangen.

Dr. Kellermann Bundschuh Brandes

Röhricht Dr. Henze
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